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Grüne predigen Bahnfahren und fliegen Kurzstrecke!

Mehrere Bundesminister tauchen immer wieder bei den Spielen der deutschen
Nationalmannschaft auf, darunter Außenministerin Baerbock. Diese nutzt für die
An- und Abreise offenbar die Flugbereitschaft der Bundeswehr und interessiert
sich wenig für das strenge Nachtflugverbot in Frankfurt, erkämpft insbesondere
von den Grünen vor Ort.

Stephan Brandner, stellvertretender Bundessprecher der Alternative für
Deutschland, weist darauf hin, dass Annalena Baerbock vor Antritt ihrer
Amtsgeschäfte versprochen habe, große Teile ihrer Reisen mit dem öffentlichen
Personenverkehr zu bewältigen.

„Es ist bereits völlig unverständlich, warum eine Außenministerin überhaupt
dienstlich in Deutschland zu Fußballspielen geht. Dieses private Vergnügen sollte
Baerbock auch privat organisieren. Ganz davon abgesehen, sieht man, wie ernst
es der Ministerin mit den Grundsätzen grüner Ideologie ist. Sie sind ihr völlig egal,
wenn es um den eigenen Luxus und die Bequemlichkeit geht: Kurzstreckenflüge,
Verstoß gegen Nachtflugverbote, ansonsten verteufelt, werden hier scham- und
rücksichtslos genutzt. Das offenbart die widerliche Doppelzüngigkeit der Grünen-
Funktionäre.“
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Pressemitteilungen
Ampel zementiert Ausgrenzung der Opposition in der Geschäftsordnung

Die Fraktionen der Ampelregierung haben den lange angekündigten und im
Geheimen ausgeklügelten Entwurf einer umfassenden Änderung der
Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages vorgelegt. Der
parlamentarische Geschäftsführer der AfD-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Stephan Brandner, teilt dazu mit:

„Mit diesem Entwurf sollen bislang rechtswidrige Zustände legalisiert und
die Ausgrenzung und Drangsalierung der Opposition nun auch noch in die
Geschäftsordnung aufgenommen werden. 
Es überrascht uns wenig, dass die Fraktionen der SPD, Grünen und FDP kurz
vor Ende ihrer Macht und nach monatelanger Geheimniskrämerei die
schikanöse und verfassungswidrige Ausgrenzung der AfD-Fraktion
zementieren wollen. Das rechtswidrige Verhalten der Altfraktionen der
letzten Jahre soll nun zu geltendem Recht werden und für die Zukunft
sicherstellen, dass die AfD-Fraktion an den üblichen parlamentarischen
Verfahren nicht teilhaben kann. Die Einführung horrender Ordnungsgelder
wird dazu führen, dass Debatten in den Plenarsitzungen des Deutschen
Bundestages gelähmt, die Teilnahme verringert und das Interesse daran
weiter sinken wird. Schließlich steht außer Frage, dass sich die
Ordnungsgelder vor allem gegen die AfD-Abgeordneten richten werden, um
diese schon kurzfristig mundtot zu machen. Ich hoffe, dass sich CDU und
CSU nicht auch noch vor diesen Karren spannen lassen.“

Während die Bundesregierung immer wieder einen umfassenden
Bürokratieabbau anmahnt, hat sich die Anzahl geltender Gesetze auch
seit dem 1.1.2024 weiter erhöht. Aktuell sind in Deutschland 1798 Gesetze
und 2868 Rechtsverordnungen zu beachten, wie sich aus der Antwort der
Bundesregierung auf eine schriftliche Anfrage des parlamentarischen
Geschäftsführers der AfD-Bundestagsfraktion, Stephan Brandner, ergibt.
Brandner teilt dazu mit:
„Der Abbau von Bürokratie ist ganz offensichtlich nur der AfD-Fraktion
ein wichtiges Anliegen: Immer mehr Rechtsverordnungen und Gesetze,
die Gültigkeit besitzen, zeigen deutlich die Überregulierung, die in
Deutschland vorherrscht. Seit Beginn der Regierungszeit der Ampel sind
58 Gesetze und 69 Rechtsverordnungen mehr zu beachten als vorher,
was einer bürokratischen Bankrotterklärung gleichkommt. Es wird Zeit,
alle Normen auf den Prüfstand zu stellen und nur die Regulierungen
weiterhin bestehen zu lassen, die tatsächlich notwendig sind.“

Immer mehr Gesetze und Rechtsverordnungen in Deutschland

https://dserver.bundestag.de/btd/20/117/2011746.pdf
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Aktuelle Videos

https://youtu.be/yEPoll0FjsM?si=DntCXPB0akboVaur
https://youtu.be/rm17gut3RgU?si=xH0bpj7Hz5Zu9FHi
https://youtu.be/sensYLk1ueA?si=NHCIbjz4RQH7Xi3s


Sommerinterview der AfD-Bundedtagsfraktion
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Pressekonferenz 

5



Plenum Schlussdienst Do und Fr
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Mitarbeiterbesprechung in Berlin
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Bundeswahlausschuss



Kommende Termine
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Fragestunde

Im Anschluss an die Regierungsbefragung folgte am Mittwoch die Fragestunde. Getrennt nach Ressorts haben Vertreter der
Bundesregierung 45 Minuten lang Fragen beantwortet, die von den Abgeordneten vorab schriftlich eingereicht worden waren.

Stephan Brandner fragte Oliver Luksic, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister für Digitales und Verkehr, unter anderem: „Bei den
Autobahnen gibt es eine Zustandserfassung, nach der 7.100 Fahrstreifenkilometer sanierungsbedürftig sind. Vor etwa fünf Jahren
waren es knapp 6.000. Also sind über 1.000 Kilometer mehr sanierungsbedürftig geworden, obwohl allenthalben Baustellen zu sehen
sind. Es wird saniert, es wird saniert, es wird saniert; trotzdem wächst sozusagen im Rückblick der Sanierungsstau. Wie kann das
sein? Das ist ähnlich wie bei einem Hamster im Hamsterrad. Der hat das Problem, er kommt nicht voran; aber Ihr Hamsterrad dreht
sich ja quasi rückwärts. Das heißt, Sie sanieren und sanieren, und trotzdem gibt es immer mehr, was Sie machen müssen. Wie ist
denn da eine Trendumkehr zu erwarten?“

Oliver Luksic dazu: „... Was stimmt, ist, dass wir uns bei den Brücken auf die Sanierung eines Kernnetzes konzentrieren. Das ist der
Unterschied. Wir müssen jetzt dringend die 4.000 Brücken modernisieren, um das Kernnetz der Autobahnen am Laufen zu halten.“

Änderung der Geschäftsordnung des Bundestages

Der Bundestag hat am Mittwoch erstmals über einen Antrag der Koalitionsfraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP zur
Änderung der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages beraten. Die Fraktionen verweisen darauf, dass die letzte umfassende
Reform der Geschäftsordnung aus dem Jahr 1980 stammt und die damals eingeführten Regelungen der parlamentarischen Praxis
nicht mehr entsprächen. Ziel der jetzigen Reform sei es, das Parlament als „Ort der Debatte und Gesetzgebung“ zu stärken,
Verfahrensregeln zu präzisieren und das parlamentarische Ordnungsrecht „maßvoll“ zu erweitern. Vor allem sollen auch
Ausschussvorsitzende künftig bei einer Störung durch Ausschussmitglieder Maßnahmen ergreifen können, um die parlamentarische
Ordnung und die „Würde des Deutschen Bundestages“ zu wahren.

Stephan Brandner ermahnte in seiner Rede dazu: „Sie wollen die rechtswidrigen Zustände, die Sie seit sieben Jahren unter Verstoß
gegen Ihre eigene Ordnung hier im Hause hergestellt haben, zementieren, Stichwort ‚Bundestagsvizepräsident‘. Der steht uns zu: eine
Fraktion, ein Vizepräsident. Das war seit Jahrzehnten gelebte Praxis, bis die AfD erschien. Dann haben Sie gesagt: Nee, die sollen da
nicht mitspielen. Sie wollen diese rechtswidrigen Zustände jetzt in der Geschäftsordnung zementieren und legalisieren. Die
Drangsalierung der Opposition, die Ausgrenzung der Opposition erheben Sie jetzt in den Geschäftsordnungsrang.“
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Verbesserung des Opferschutzes im Strafgesetzbuch

Die CDU/CSU-Fraktion hat am Donnerstag die Vorlage eines Gesetzentwurfs „zur Änderung des Strafgesetzbuches und weiterer Gesetze –
Gesetz zur Verbesserung des Opferschutzes, insbesondere für Frauen und verletzliche Personen“ vorgelegt. Die zunehmende Verrohung der
Gesellschaft stelle Deutschland vor immer ernstere Probleme und seine Rechtsordnung vor zusätzliche Aufgaben, sagte Prof. Dr. Günter
Krings (CDU/CSU) zu Beginn der Debatte. Tagtäglich könne man von Messerangriffen, sexuellen Übergriffen und Gewalt gegen Frauen lesen.
Wer hier von tragischen Einzelfällen rede, den belehre die aktuelle polizeiliche Kriminalstatistik und das Lagebild „Häusliche Gewalt“ eines
Schlechteren, sagte Krings. In Deutschland gebe es im Durchschnitt zudem pro Tag zwei Gruppenvergewaltigungen. „Die Gewaltkriminalität
stieg im letzten Jahr um 8,2 Prozent und befindet sich inzwischen auf dem höchsten Stand seit 2007“, so der Unionsabgeordnete. Zu dieser
Steigerung hätten nicht zuletzt 9.000 Messerangriffe beigetragen.
Stephan Brander in seiner Rede dazu: „Tatsache ist, dass Sie von der CDU/CSU verantwortlich sind für in den letzten Jahren Zigtausende
erstochene, ermordete, totgetretene, vergewaltigte und verletzte Opfer von Migranten, die alle noch unverletzt leben würden, wären Sie der
AfD und unseren Forderungen gefolgt und nicht Frau Merkel und ihrem kriminellen Multikultiwahn. Sie hätten die Grenzen schützen können.
Sie hätten diejenigen, die illegal hier waren, abschieben müssen und Straftäter gleich hinterher. Es gibt inzwischen in Deutschland – ich hoffe,
Sie wissen das – mehrere Selbsthilfegruppen von Eltern ermordeter Kinder – in Deutschland! Unglaublich, oder?“

Commercial Courts sollen Justiz- und Wirtschaftsstandort stärken

Der Bundestag hat am Donnerstag den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines „Gesetzes zur Stärkung des Justizstandortes
Deutschland durch Einführung von Commercial Courts und der Gerichtssprache Englisch in der Zivilgerichtsbarkeit“ angenommen. Für den im
parlamentarischen Verfahren noch geänderten Gesetzentwurf stimmten nach der Debatte die Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen,
FDP und CDU/CSU. Die AfD-Fraktion stimmte gegen den Entwurf.
Mit dem sogenannten Justizstandort-Stärkungsgesetz sollen die Bundesländer ermächtigt werden, spezialisierte Spruchkammern für
Handelssachen einzurichten, vor denen in englischer Sprache verhandelt werden kann. Davon verspricht sich die Bundesregierung eine
Stärkung des Justizstandortes Deutschland im internationalen Wettbewerb sowie mit privaten Schiedsgerichten.
Stephan Brandner: „Ich bin strikt dagegen, vor allem auch, da ich seit 25 Jahren Mitglied des Vereins Deutsche Sprache bin. Für uns ist es ein
Anliegen, Deutsch fortzuentwickeln. Wir hatten in der letzten Wahlperiode einen Antrag eingebracht, Deutsch als Landessprache im
Grundgesetz zu verankern. Ich will nicht verhehlen, dass die deutsche Justiz gestärkt werden muss. Sie muss auch entpolitisiert werden. Herr
Buschmann, gehen Sie das Thema endlich mal an! Das brennt den Leuten draußen unter den Nägeln. Stärken Sie die Eingangsinstanzen, die
Amtsgerichte, die Landgerichte! Die müssen besser ausgebaut, mit mehr Personal ausgestattet und finanziell besser unterlegt werden. Dann
wird auch Deutschland ein attraktiver, vielleicht auch internationaler Standort für Rechtsprechung.“

Gesetzentwurf zu Anwalts- und Notarkammern wird abgestimmt

Der Bundestag hat sich am Donnerstag den Gesetzentwurf der Bundesregierung „zur Regelung hybrider und virtueller Versammlungen in der
Bundesnotarordnung, der Bundesrechtsanwaltsordnung, der Patentanwaltsordnung und dem Steuerberatungsgesetz sowie zur Änderung
weiterer Vorschriften des Rechts der rechtsberatenden Berufe“ in der vom Rechtsausschuss geänderten Fassung angenommen. Regionale
Notar- und Rechtsanwaltskammern, die Bundesnotarkammer, die Bundesrechtsanwaltskammer (BRAK), die Patentanwaltskammer (PAK) und
die Bundessteuerberaterkammer können dem Gesetz zufolge künftig Versammlungen in hybrider oder virtueller Form abhalten.
Stephan Brandner: „Bei dem Stand des digitalen Ausbaus in Deutschlands sehen wir das kritisch. Wer kennt nicht Verbindungsabrüche und
lahme Leitung?”



Bundestag debattiert über „Covid-19-Rehabilitierungsgesetz“

Die AfD-Fraktion fordert die Rehabilitierung von Personen, die wegen Verstößen gegen Corona-Auflagen verurteilt wurden. Der
Bundestag hat am Freitag einen entsprechenden Gesetzentwurf der AfD „zur Rehabilitierung von Personen, die aufgrund von
Verstößen gegen Verhaltenspflichten zur Verhinderung der Verbreitung der Covid-19-Krankheit wegen einer Straftat verurteilt
oder nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz mit einer Geldbuße belegt wurden“ (Covid-19-Rehabilitierungsgesetz) beraten. Zudem
hat die AfD einen Antrag eingebracht, in dem es um die „Rehabilitierung von Soldaten und Reservisten wegen Verstößen gegen die
Duldungspflicht betreffend die Covid-19-Schutzimpfung“ geht. Beide Vorlagen wurden im Anschluss an die Aussprache an die
Ausschüsse überwiesen.

Stephan Brandner mahnte in seiner Rede: „Richter wurden angeklagt und verurteilt, weil sie für Menschen eingetreten sind, Ärzte,
weil sie helfen wollten und Atteste für Patienten ausgestellt haben, um sie, wie nun alle wissen, was aber während der Coronazeit
von den Coronahysterikern um Spahn, Lauterbach und Merkel stets in Abrede gestellt wurde, vor Impfungen mit schweren
Nebenwirkungen zu schützen, die sogar bis zum Tode führen können. Berufliche und bürgerliche Existenzen wurden zerstört,
Demonstranten verprügelt und verfolgt, Zulassungen entzogen, Richter nach Jahrzehnten tadellosen Verhaltens aus dem Dienst
entlassen, weil sie Bürger vor Maßnahmen schützten, die sogar Minister Lauterbach inzwischen als schwachsinnig bezeichnet.
Und wenn Lauterbach sagt, dass etwas schwachsinnig ist, dann muss es ja stimmen. Wer sonst kennt sich mit
Schwachsinnsmaßnahmen so gut aus wie er? Mörder, Totschläger, Vergewaltiger werden in Deutschland nicht so hart bestraft
wie die Helden der irren Coronazeit. Das ist ein erbärmlicher Zustand, das wirft ein erbärmliches Licht auf unser Land.“
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Wir stehen an Ihrer Seite

Wahlkreisbüro Zeulenroda
Schleizer Straße 8
07937 Zeulenroda-Triebes
Tel.: 03 66 28 - 96 35 02
E-Post: zeulenroda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo und Do: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Sömmerda
Weißenseer Straße 8 
99610 Sömmerda
Tel.: 0 36 34 - 69 22 888
E-Post: soemmerda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Apolda
Ritterstraße 4 
99510 Apolda
Tel.: 0 36 44 - 83 20 468
E-Post: apolda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do: 10-14 Uhr

 
www.facebook.com/stBrandner 

www.twitter.com/stbrandner 

www.instagram.com/stephanbrandner 

www.youtube.com/c/stephanbrandnermdb 

t.me/StephanBrandnerMdB 

www.tiktok.com/@brandner_afd

https://whatsapp.com/channel/0029Va8SDPbGehEUippEJx1r

Kreisverband Jena-Gera-SHK
Sparkasse Jena Saale-Holzland
IBAN: DE42 8305 3030 0018 0346 75
BIC: HELADEF1JEN
Verwendungszweck: Stephan Brandner

Möchten Sie mich finanziell unterstützen?
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Besuchen Sie mich auch im Netz

Wahlkreisbüro Gera
Rudolf-Diener-Straße 21
07545 Gera
Tel.: 03 65 - 20 42 41 30 
Fax: 03 65 - 22 69 12 50
E-Post: kontakt@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Di bis Do: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Gößnitz
Zwickauer Straße 11 
04639 Gößnitz
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
E-Post: goessnitz@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do und Fr: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Altenburg
Kesselgasse 25
04600 Altenburg
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
E-Post: altenburg@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo und Mi: 10-17 Uhr

Stephan Brandner   — Platz der Republik 1 — 11011 Berlin 


